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Artikel 10
1. Dieses Übereinkommen steht den Mitgliedstaaten der

Wirtschaftskommission für Europa sowie den nach Absatz 8 
des der Kommission erteilten Auftrages in beratender Eigen­
schaft zu der Kommission zugelassenen Staaten zur Unter­
zeichnung oder zum Beitritt offen. *

2. Die Staaten, die nach Absatz 11 des der Wirtschaftskom­
mission für Europa erteilten Auftrages berechtigt sind, an ge­
wissen Arbeiten der Kommission teilzunehmen, können durch 
Beitritt Vertragsparteien des Übereinkommens nach seinem 
Inkrafttreten werden.

3. Das Übereinkommen liegt bis einschließlich 15. Juni 1960 
zur Unterzeichnung auf. Nach diesem Tage steht es zum Bei­
tritt offen.

4. Dieses Übereinkommen ist zu ratifizieren.
5. Die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden werden beim 

Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

Artikel 11
1. Dieses Übereinkommen tritt am neunzigsten Tage nach 

Hinterlegung der Ratifikations- oder Beitrittsurkunden durch 
fünf der in Artikel 10 Absatz 1 bezeichneten Staaten in Kraft.

2. Dieses Übereinkommen tritt für jeden Staat, der nach 
Hinterlegung der Ratifikations- oder Beitrittsurkunden durch 
fünf Staaten ratifiziert oder beitiitt, am neunzigsten Tage 
nach Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
in Kraft.

Artikel 12
1. Jede Vertragspartei kann dieses Übereinkommen durch 

Notifizierung an den Generalsekretär der Vereinten Nationen 
kündigen.

2. Die Kündigung wird zwölf Monate nach dem Eingang 
der Notifizierung beim Generalsekretär wirksam.

Artikel 13
Sinkt durch Kündigungen die Zahl der Vertragsparteien 

nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens auf weniger als 
fünf, so tritt das Übereinkommen mit dem Tage außer Kraft, 
an dem die letzte dieser Kündigungen wirksam wird.

/
■ Artikel 14

Jede Meinungsverschiedenheit zwischen zwei oder meh­
reren Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwendung 
dieses Übereinkommens, die von den Parteien durch Ver­
handlung oder auf anderem Wege nicht geregelt werden kann, 
wird auf Antrag einer der beteiligten Vertragsparteien dem 
Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung vorgelegt.

Artikel 15
1. Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung oder bei der 

Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde er­
klären, daß er sich durch den Artikel 14 des Übereinkommens 
hinsichtlich der Anrufung des Internationalen Gerichtshofes 
wegen der Meinungsverschiedenheiten nicht als gebunden be­
trachtet. Die anderen Vertragsparteien sind gegenüber jeder 
Vertragspartei, die einen solchen Vorbehalt gemacht hat, 
durch den Artikel 14 nicht gebunden.

2. Jede Vertragspartei, die einen Vorbehalt nach Absatz 1 
gemacht hat, kann diesen Vorbehalt jederzeit durch Notifizie­
rung an den Generalsekretär der Vereinten Nationen zurück­
ziehen.

Artikel 16
Mit Ausnahme der in Artikel 9 Buchstaben a) und b) und in 

Artikel 15 vorgesehenen Vorbehalte ist kein Vorbehalt zu die­
sem Übereinkommen zulässig.

Artikel 17
1. Sobald dieses Übereinkommen drei Jahre lang in Kraft 

ist, kann jede Vertragspartei durch Notifizierung an den Ge­
neralsekretär der Vereinten Nationen die Einberufung einer 
Konferenz zur Revision des Übereinkommens verlangen. Der 
Generalsekretär wird dieses Verlangen allen Vertragsparteien 
mitteilen und eine Revisionskcxnferenz einberufen, wenn bin­
nen vier Monaten nach seiner Mitteilung mindestens ein Vier­
tel der Vertragsparteien ihm die Zustimmung zu dem Verlan­
gen notifiziert.

2. Wenn eine Konferenz nach Absatz 1 einberufen wird, teilt 
der Generalsekretär dies allen Vertragsparteien mit und for­
dert sie auf, binnen drei Monaten die Vorschläge einzureichen, 
die sie durch die Konferenz geprüft haben wollen. Der Gene­
ralsekretär teilt allen Vertragsparteien die vorläufige Tages­
ordnung der Konferenz sowie den Wortlaut dieser Vorschläge 
mindestens drei Monate vor der Eröffnung der Konferenz 
mit

3. Der Generalsekretär lädt zu jeder nach diesem Artikel 
einberufenen Konferenz alle in Artikel 10 Absatz 1 bezeichne­
ten Staaten sowie die Staaten ein, die auf Grund-des Arti­
kels 10 Absatz 2 Vertragsparteien geworden sind.

Artikel 18
Außer den in Artikel 17 vorgesehenen Mitteilungen notifi­

ziert der Generalsekretär der Vereinten Nationen den in Ar­
tikel 10 Absatz 1 bezeichneten Staaten sowie den Staaten, 
die auf Grund des Artikels 10 Absatz 2 Vertragsparteien ge­
worden sind:

a) die gemäß Artikel 9 Buchstaben a) und b) abgegebenen 
Erklärungen,

b) die Ratif ikationen und Beitritte nach Artikel 10,
c) die Zeitpunkte, zu denen dieses Übereinkommen nach 

Artikel 11 in Kraft tritt,
d) die Kündigungen nach Artikel 12,
e) das Außerkrafttreten dieses Übereinkommens nach Ar­

tikel 13,
f) den Eingang der Erklärungen und Notifizierungen nach 

Artikel 15 Absatz 1 und 2.

Artikel 19
Dieses Übereinkommen wird in französischer und in russi­

scher Sprache in einem einzigen Exemplar ausgefertigt. Dieser 
Ausfertigung werden Texte in englischer und in deutscher 
Sprache angeschlossen. Jeder Staat kann bei der Unterzeich­
nung oder bei der Hinterlegung seiner Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde erklären, daß er entweder den französischen 
oder den russischen oder den englischen oder den deutschen 
Text als für sich verbindlich ansieht; in diesem Falle ist die­
ser Text auch im Verhältnis zwischen den Vertragsparteien 
verbindlich, die von dem gleichen Recht Gebrauch gemacht 
und denselben Text angenommen haben. In allen anderen 
Fällen sind der französische und der russische Text maßge­
bend.

Artikel 20
Nach dem 15. Juni 1960 werden das Original dieses Überein­

kommens und die ihm angeschlossenen Texte in englischer 
und in deutscher Sprache beim Generalsekretär der Vereinten 
Nationen hinterlegt, der jedem der in Artikel 10 Absatz 1 
und 2 bezeichneten Staaten beglaubigte Abschriften dieses 
Originals und dieser Texte in englischer und in deutscher 
Sprache übermitteln wird.

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig bevoll­
mächtigten Unterzeichneten dieses am fünfzehnten März ein­
tausendneunhundertsechzig geschlossene Übereinkommen un­
terschrieben.


